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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes NRW Glücksspielstaatsver-
trag“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/12349 (Neudruck) 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
Drucksache 18/19851 (Neudruck) 
 
 
 
 
Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. Nummer 4 Buchstabe c) wird wie folgt geändert: 

 
a) In Doppelbuchstabe aa) werden nach den Wörtern „„Berechnung der Einhaltung des 

Mindestabstands““ die Wörter „und das Wort „Luftlinie“ durch das Wort „Wegstrecke““ 
eingefügt. 

 
b) Doppelbuchstabe cc) wird gestrichen. 

 
c) Doppelbuchstabe dd) wird Doppelbuchstabe cc) und die Angabe „5 und 6“ durch die 

Angabe „4 und 5“ ersetzt. 
 

2. Nummer 8 Buchstabe b) wird wie folgt geändert: 
 
a) Doppelbuchstabe aa) wird gestrichen. 

 
b) Doppelbuchstabe bb) wird Doppelbuchstabe aa). 

 
c) Doppelbuchstabe cc) wird Doppelbuchstabe bb) und wie folgt gefasst:  

 
„In Nummer 5 werden die Wörter „oder die Abgabe unter dem Einkaufspreis“ durch 
die Wörter „oder zu nicht handelsüblichen Preisen sowie die Gewährung oder Auslo-
sung von zusätzlichen Gewinnen oder Preisen für Wettscheine, mit denen zuvor kein 
Gewinn erzielt wurde“ ersetzt.“ 

 
d) Doppelbuchstaben dd) und ee) werden Doppelbuchstaben cc) und dd). 
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3. In Nummer 9 Buchstabe d) werden in Absatz 8 Satz 2 in Nummer 3 das Wort „und“ durch 
einen Punkt ersetzt und Nummer 4 gestrichen. 
 

4. Nummer 9 Buchstabe g) wird wie folgt geändert: 
 

a) Doppelbuchstabe bb) wird gestrichen. 
 

b) Doppelbuchstaben cc) und dd) werden zu Doppelbuchstaben bb) und cc). 
 

5. Nummer 12 wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Angaben „§ 18 wird wie folgt geändert:  

 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„(1)“  
 

werden durch die Angaben  
 

„§ 18 wird wie folgt gefasst:  
 

„“ ersetzt. 
 
b) Buchstabe b) wird gestrichen. 
 

 
 
Begründung 
 
Zu Nr. 1.: 
 
Statt der Luftlinie ist für die Berechnung des Abstands die tatsächliche Wegstrecke zugrunde 
zu legen. Dies gilt sowohl für Annahmestellen als auch für Wettvermittlungsstellen durch Ver-
weisung des § 13 Absatz 13 Satz 3 AG GlüSTV NRW sowie Spielhallen durch Verweisung 
des § 15 Absatz 3 Satz 3 AG GlüStV NRW auf § 5 Absatz 6 AG GlüStV NRW. Die Luftlinie 
kann insbesondere ein unsachgemäßer Abstandsmaßstab sein, wenn zwischen den Mess-
punkten nicht begehbare Grünanlagen, größere Gebäudekomplexe, eine Bahntrasse, eine 
Autobahn oder ein Fluss liegen, wodurch sich der zurückzulegende Weg deutlich verlängert.1 
Zur Verfolgung des Ziels der Vermeidung der Anreizwirkung dürfen die tatsächlichen Gege-
benheiten vor Ort nicht außer Betracht bleiben, sodass die Zugrundelegung der tatsächlichen 
Wegstrecke die einzig sinnvolle Bemessungsvariable darstellt. Die tatsächliche Wegstrecke 
lässt sich ebenso wie die Luftlinie durch im Internet verfügbare Werkzeuge wie beispielsweise 
„Google Maps“ überprüfen. 
 
Ursprünglich war bei Schulen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe die Grenze des 
Grundstücks zur Berechnung der Abstandsfläche maßgeblich. Weshalb nun bei der Berech-
nung die konkrete Zugangsmöglichkeit zum Grundstück außer Betracht bleiben soll, erschließt 
sich nicht. Zutreffend ist, dass zur Gewährleistung eines effektiven Kinder- und Jugendschut-
zes eine räumliche Distanz zwischen Spielhallen einerseits und Schulen sowie Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe andererseits notwendig ist. Der Entfernungsberechnung aber 
nicht die tatsächliche Wegstrecke, sondern die Luftlinie zur Grundstücksgrenze zugrunde zu 

 
1 Vgl. Stellungnahme 18/2464, Seite 2 f. 
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legen, verkennt jedoch, dass es bei der Vermeidung einer räumlichen Nähe auch auf die Er-
reichbarkeit der Spielhallen ankommt. Grundstücke von Schulen können häufig um ein Vielfa-
ches größer sein als die von den Schülerinnen und Schülern gewöhnlich genutzten Flächen 
und Gebäude. Beispielsweise können (Lehrer-)Parkplätze oder eine geschlossene Sporthalle 
bei Heranziehung der Grundstücksfläche den Startpunkt des vorgeschriebenen Mindestab-
stands sehr zum Nachteil einer Wettvermittlungsstelle verschieben, obwohl keine Sichtlinie zur 
Wettvermittlungsstelle besteht oder gar ein Passieren möglich ist.2 So zielt die Regelung aus 
dem Gesetzentwurf der Landesregierung nicht auf das verfolgte Ziel der Vermeidung der An-
reizwirkung auf Kinder- und Jugendliche ab. 
 
 
Zu Nr. 2.: 
 
Es ist nicht nachvollziehbar, warum in Wettvermittlungsstellen ein Aufstellen von technischen 
Geräten zur Bargeldeinzahlung verboten werden soll. Die Bereitstellung von Bargeldeinzah-
lungsautomaten in Wettvermittlungsstellen leistet einen wichtigen Beitrag zum Verbraucher-
schutz und zur Kriminalitätsprävention. Automaten zur Bargeldeinzahlung ermöglichen es 
Spielgästen Geldgewinne sofort sicher einzuzahlen und können so Überfälle im Bereich der 
Spielhalle verhindern.3 
 
Die Änderung von § 13a Absatz 2 Nummer 5 soll einen Gleichlauf zur Regelung des § 16 
Absatz 9 Nummer 4 AG GlüStV-E herstellen.4 Um das von § 13 Absatz 2 Nummer 5 AG GlüStV 
verfolgte Ziel, die Abgabe von Speisen und Getränken zu nicht handelsüblichen Preisen und 
somit eine Suchtprävention zu verfolgen, genügt die Formulierung eben dieses Ziels. Eine 
„Abgabe zu nicht handelsüblichen Preisen“ impliziert in dem Zusammenhang bereits den Fall 
der „Abgabe unter dem Einkaufspreis“. 
 
 
Zu Nr. 3.: 
 
Der Altersgrenze von 21 Jahren fehlt es an Kohärenz sowie an einer detaillierten Auseinan-
dersetzung mit der Notwendigkeit und Wirksamkeit einer erhöhten Altersgrenze, insbesondere 
muss die Wahl der Altersgrenze dem Willkürverbot genügen. Eine Einschränkung des Zutritts 
für junge Erwachsene, also 18- bis 20-Jährige, wäre nur sinnvoll, wenn für diese tatsächlich 
ein erhebliches Gefahrenpotenzial nachgewiesen werden könnte. Eine entsprechende Be-
gründung bleibt das Ministerium des Innern auch in der Vorlage vom 12. Mai 2025 schuldig.5 
Ein Anknüpfen an die Volljährigkeit ist der kohärentere Weg. 18- bis 20-Jährigen den Besuch 
von Spielhallen zu untersagen, könnte vielmehr die Sogwirkung des unregulierten Schwarz-
marktes ohne Spielerschutz auf diese Altersgruppe verstärken. Seiner Verantwortung für 
junge Erwachsene würde der Gesetzgeber besser dadurch gerecht, indem er von der Zutritts-
grenze von 21 Jahren abrückt und stattdessen besondere Qualitätsansprüche an die Anspra-
che und Betreuung junger Spielgäste durch das geschulte Spielhallenpersonal erhebt. Ent-
sprechende Vorgaben könnten für die Personalschulungen und Sozialkonzepte der Spielhal-
len gelten.6 
 
 

 
2 Vgl. Stellungnahme 18/2464, Seite 3. 
3 Vgl. Stellungnahme 18/2449, Seite 5. 
4 Vgl. Stellungnahme 18/2458, Seite 3. 
5 Vgl. Vorlage 18/3885. 
6 Vgl. Stellungnahme 18/2449, Seite 5; Stellungnahme 18/2458, Seite 4; Stellungnahme 18/2485, 
Seite 6 f. 
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Zu Nr. 4.: 
 
Bei der Beibehaltung der Regelung lediglich zur Bargeldabhebung und nicht zur -einzahlung 
auch in Spielhallen handelt es sich um einen Gleichlauf der Regelung für Spielhallen zu Nr. 
2.7  
 
Zudem zeigt die inkonsequente Umsetzung im Bereich der Ordnungswidrigkeiten in § 23 Ab-
satz 1 Nummer 15 die nur begrenzte Umsetzung der angestrebten Ausweitung des Verbots 
von Bargeldeinzahlungsautomaten.8 
 
 
Zu Nr. 5.: 
 
Die Aufhebung von Absatz 3 ist erfolgt, weil die Vorschrift keinen Anwendungsbereich mehr 
hat.9 Gleiches gilt für Absatz 2. Danach galten bis zum 30. Juni 2021 befristete und bis zu 
diesem Tag nicht aufgehobene Erlaubnisse für die Errichtung und den Betrieb von Spielhallen 
bis zur Erteilung einer neuen Erlaubnis oder bis zur Ablehnung eines Antrags auf Erteilung 
einer Erlaubnis, längstens aber bis zum 30. Juni 2022, fort, sofern die Betreiberin oder der 
Betreiber der Spielhalle bis zum 31. Juli 2021 einen Antrag auf Erteilung der Erlaubnis bei der 
zuständigen Erlaubnisbehörde gestellt hat. Für diese Vorschrift besteht ebenfalls kein Anwen-
dungsbereich mehr.10 
 
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dirk Wedel 
 
und Fraktion 

 

 
7 Vgl. Stellungnahme 18/2449, Seite 5. 
8 Vgl. Drucksache 18/12349, Seite 36 f. 
9 Vgl. Drucksache 18/12349, Seite 51. 
10 Vgl. Stellungnahme 18/2485, Seite 10. 


